
 
 

                

 

Stellungnahme zur geplanten Reform des Allgemeinen Gleich-

behandlungsgesetzes 

 

SPD, GRÜNE und FDP planen eine Novellierung des Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), in dem es auch um den 

Schutz vor Altersdiskriminierung geht. In der heute veröffent-

lichten Stellungnahme „Altersdiskriminierung wirksam entge-

gentreten“ ruft die BAGSO – Bundesarbeitsgemeinschaft der Se-

niorenorganisationen die Politik dazu auf, Lücken im Schutz ge-

gen Altersdiskriminierung zu schließen. Zentrale Forderung der 

BAGSO ist die Aufhebung der Begrenzung des AGG auf sog. 

Massengeschäfte. Die Begrenzung führt z.B. dazu, dass bei der 

Vermietung von Hotelzimmern Benachteiligungen verboten 

sind, bei der Vermietung einer Wohnung aber nicht. Die 2006 in 

Kraft getretene Regelung hat zur Folge, dass der gesetzliche Dis-

kriminierungsschutz in vielen Fällen nicht gilt. Die Novellierung 

bietet nach mehr als 15 Jahren die Chance, das zu ändern. 

Als diskriminierend sieht die BAGSO auch das pauschale Festle-

gen von Versicherungstarifen nach Altersgruppen. So gibt es 

etwa bei der Kfz-Versicherung sehr viel aussagekräftigere Krite-

rien für die individuelle Risikozuordnung, insbesondere die bis-

herigen Schadensfälle. Die derzeitige Regelung nimmt alle für 

die Unfälle weniger in Mithaftung.   
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Ein besonders hohes Risiko für Altersdiskriminierung, die nicht 

nur alte, sondern auch junge Menschen betreffen kann, sieht 

die BAGSO zudem in automatisierten Entscheidungsverfahren 

(„Algorithmen“). Sie werden beispielsweise von Banken einge-

setzt, um zu prüfen, ob und zu welchen Konditionen Darlehen 

vergeben werden. Auch hier ist eine gesetzliche Regelung zum 

Schutz vor Diskriminierung notwendig. 

In ihrer Stellungnahme geht die BAGSO auch auf eine struktu-

relle Benachteiligung ein, von der nicht nur, aber in besonders 

hoher Zahl ältere Menschen betroffen sind, nämlich alle, die 

keinen Zugang zum Internet haben. Die BAGSO fordert, nach 

dem Vorbild der UN-Behindertenrechtskommission eine Rege-

lung in das AGG aufzunehmen, die zu einer Bereitstellung „an-

gemessener Vorkehrungen“ verpflichtet. Konkret geht es um 

die Pflicht, entweder alternative („analoge“) Zugangswege oder 

Unterstützungsangebote bereitzustellen. 

Stellungnahme „Altersdiskriminierung wirksam entgegentreten“ 

 

 

 

Über die BAGSO 

Die BAGSO – Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisa-

tionen vertritt die Interessen der älteren Generationen in 

Deutschland. Sie setzt sich für ein aktives, selbstbestimmtes und 

möglichst gesundes Älterwerden in sozialer Sicherheit ein.  

In der BAGSO sind mehr als 120 Vereine und Verbände der Zivil-

gesellschaft zusammengeschlossen, die von älteren Menschen 

getragen werden oder die sich für die Belange Älterer engagie-

ren. 

 

https://www.bagso.de/fileadmin/user_upload/bagso/06_Veroeffentlichungen/2022/Stellungnahme_Altersdiskriminierung_wirksam_entgegentreten.pdf

